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1. 1-%-Regelung auf Grundlage des „Bruttolis-
tenneupreises“ 

Von der Fachwelt heftig umstritten ist die Tatsache, dass die 
1-%-Regelung vom „Bruttolistenneupreis“ und nicht vom tatsächli-
chen Kaufpreis des Pkw angewandt wird. Das macht sich insbeson-
dere bei gebraucht gekauften Fahrzeugen bemerkbar. 

Das Einkommensteuergesetz schreibt vor, dass zum Arbeitslohn auch 
die Vorteile aus der Überlassung eines Dienstwagens, soweit ihn der 
Arbeitnehmer privat nutzen kann, gehören. Dieser Vorteil kann ent-
weder mit den durch die private Nutzung verursachten Kosten des 
Fahrzeugs (Fahrtenbuchmethode) oder, wenn ein Fahrtenbuch nicht 
geführt wird, mit 1 % des „Bruttolistenneupreises“ (sog. 1-%-Rege-
lung) bewertet werden. 
 
In einem vor dem Bundesfi nanzhof (BFH) ausgefochtenen Streit-
fall durfte ein Steuerpfl ichtiger einen von seinem Arbeitgeber zur 
Verfügung gestellten Dienstwagen auch für private Fahrten nutzen. 
Das gebrauchte Fahrzeug hatte noch einen Wert von rund 32.000 €. 
Der Bruttolistenneupreis belief sich auf 81.400 €. Das Finanzamt 
setzte als geldwerten Vorteil aus der Überlassung des Dienstwagens 
entsprechend der 1-%-Regelung auf Grundlage des Bruttolisten-

neupreises einen Betrag in Höhe von 814 € monatlich an. Dagegen 
machte der Kläger geltend, dass bei der Berechnung des Vorteils 
nicht der Listenneupreis, sondern der Gebrauchtwagenwert zugrun-
de zu legen sei. Außerdem würden Neufahrzeuge kaum noch zum 
Bruttolistenpreis veräußert. Der Gesetzgeber müsse deshalb aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen einen Abschlag vorsehen. 

Der BFH hielt in seiner Entscheidung vom 13.12.2012 an der Recht-
sprechung fest, dass die 1-%-Regelung als pauschalierende Bewer-
tungsregelung individuelle Besonderheiten in Bezug auf die Art und 
die Nutzung des Dienstwagens grundsätzlich unberücksichtigt lässt. 
Schon früher hatte er entschieden, dass nachträgliche Änderungen 
am Fahrzeug unabhängig davon, ob werterhöhend oder wertver-
ringernd, grundsätzlich unerheblich bleiben, sodass auch bei einem 
vom Arbeitgeber gebraucht erworbenen Fahrzeug grundsätzlich der 
Bruttolistenneupreis anzusetzen ist. 

Er folgte auch nicht dem Einwand, dass heutzutage auch Neufahr-
zeuge praktisch kaum noch zum ausgewiesenen Bruttolistenneu-
preis verkauft werden und der Gesetzgeber deshalb von Verfassungs 
wegen gehalten ist, Anpassungen vorzunehmen, etwa durch einen 
Abschlag vom Bruttolistenneupreis. 

Insoweit ist zu berücksichtigen, dass der Vorteil des Arbeitneh-
mers nicht nur in der Fahrzeugüberlassung selbst liegt, sondern 
auch in der Übernahme sämtlicher damit verbundener Kosten wie 
Steuern, Versicherungsprämien, Reparatur- und Wartungskosten 
sowie insbesondere der Treibstoffkosten. Alle diese Aufwendun-
gen sind weder im Bruttolistenneupreis noch in den tatsächlichen, 
möglicherweise geringeren Anschaffungskosten abgebildet. 

Soweit der BFH in anderem Zusammenhang auf die tatsächlichen 
Fahrzeugpreise abstellt, nämlich bei der Besteuerung des Vorteils 
durch Rabatte beim Neuwagenkauf (Jahreswagenbesteuerung), 
wird hier der Vorteil nicht nach Maßgabe einer grob typisierenden 
Regelung, sondern auf Grundlage des tatsächlich verwirklichten 
Sachverhalts ermittelt und besteuert. Diese Möglichkeit hat der 
Arbeitnehmer ebenfalls, wenn er sich für die Fahrtenbuchmethode 
entscheidet. 
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2. Strenge Anforderungen an ein „ordnungsge-
mäßes“ Fahrtenbuch

Wie der Bundesfi nanzhof bereits in seinem Urteil vom 1.3.2012 ent-
schieden hat, muss ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch zeitnah und 
in geschlossener Form geführt werden, um so nachträgliche Einfü-
gungen oder Änderungen auszuschließen oder als solche erkennbar 
zu machen. Neben Datum und Fahrtzielen sind grundsätzlich auch 
die jeweils aufgesuchten Kunden oder Geschäftspartner oder die 
konkreten Gegenstände der dienstlichen Verrichtung aufzuführen, 
und zwar grundsätzlich jede einzelne berufl iche Verwendung für 
sich und mit dem bei Abschluss der Fahrt erreichten Gesamtkilo-
meterstand des Fahrzeugs. Bei einer einheitlichen berufl ichen Reise 
können diese Abschnitte zwar miteinander zu einer zusammenfas-
senden Eintragung verbunden und der am Ende der gesamten Reise 
erreichte Gesamtkilometerstand aufgezeichnet werden. Im Rah-
men dieser Erleichterung sind aber die einzelnen Kunden oder 
Geschäftspartner im Fahrtenbuch in der zeitlichen Reihenfolge 
aufzuführen, in der sie aufgesucht worden sind. 

Diese Daten gehören zu den unverzichtbaren Angaben, die im Fahr-
tenbuch selbst zu machen sind. Es genügt nicht, wenn nur allgemein 
und pauschal die betreffenden Fahrten im Fahrtenbuch als „Dienst-
fahrten“ bezeichnet werden. Unzureichende Angaben im Fahrten-
buch können nicht aufgrund eigener Tagebuchaufzeichnungen des 
Arbeitnehmers ergänzt werden. Denn die für ein Fahrtenbuch es-
senziellen Angaben sind dort selbst zu machen und nicht an anderer 
Stelle in einer weiteren und gegebenenfalls auch nachträglich vom 
Arbeitnehmer erstellten Aufl istung. Ein „ordnungsgemäßes“ Fahr-
tenbuch liegt deshalb auch dann nicht vor, wenn die unzurei-
chenden Angaben im Fahrtenbuch selbst durch vom Arbeitgeber 
stammende Listen und Ausdrucke des Terminkalenders ergänzt 
und vervollständigt werden.

3. Strenge Anforderungen zur Anerkennung 
eines Ehegatten-Arbeitsverhältnisses

Ehegatten-Arbeitsverhältnisse unterliegen besonderen Vorausset-
zungen und stehen ständig im Visier der Finanzverwaltung. Damit 
solche Arbeitsverhält nisse auch steuerlich anerkannt werden, müs-
sen sie zivilrechtlich wirksam vereinbart und der Vereinbarung ent-
sprechend tatsächlich durchgeführt werden. Gleichzeitig müssen sie 
inhaltlich dem entsprechen, was bei Arbeitsverträgen unter Fremden 
üblich ist.

Bei Verträgen zwischen Fremden wird üblicherweise die Arbeitszeit 
festgelegt, d. h. an welchen Tagen und zu welchen Stunden der Ar-
beitnehmer zu arbeiten hat. Es ist unter Fremden nicht üblich, dass 
sich der Arbeitnehmer lediglich zu einer bestimmten wöchentlichen 
oder gar monatlichen Anzahl von Arbeitsstunden verpfl ichtet und es 
dabei völlig dem Arbeitgeber überlassen bleibt, zu bestimmen, wann 
die Arbeit im Einzelnen zu leisten ist oder aber dies in der freien 
Entscheidung des Arbeitnehmers liegt. Dies kann zwar auch unter 
Fremden ausnahmsweise vorkommen. Bei einem Arbeitsverhältnis, 
das nur eine Teilzeitbeschäftigung zum Gegenstand hat, werden das 
Aufgabengebiet und der zeitliche Einsatz des Arbeitnehmers auch in 
Arbeitsverträgen unter fremden Dritten nicht stets in allen Einzel-
heiten festgelegt, sondern der Weisungsbefugnis des Arbeitgebers 
überlassen. Zum Nachweis der vom Arbeitnehmer erbrachten Ar-
beitsleistung können dann aber Belege, z. B. in Form von Stun-
denzetteln, üblich sein.

Das Finanzgericht Düsseldorf hat mit Urteil vom 6.11.2012 die For-
derung aufgestellt, dass die Arbeitsleistung – sofern sie sich nicht 
aus der Art der Tätigkeit ergibt – durch Festlegung der Arbeitszeiten 

geregelt oder durch Stundenaufzeichnungen nachgewiesen werden 
muss. Entsprechend wurden die Zahlungen an den Ehegatten inklu-
sive gezahlter Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und die abgeführten 
Beiträge zur Sozialversicherung nicht als Betriebsausgaben berück-
sichtigt, sondern als Entnahme qualifi ziert.

4. Kosten einer Betriebsveranstaltung sind 
erst bei Überschreiten einer Freigrenze 
Arbeitslohn

Zuwendungen des Arbeitgebers sind nicht als Arbeitslohn zu ver-
steuern, wenn sie nicht der Entlohnung des Arbeitnehmers dienen. 
Dies kann bei Leistungen aus Anlass von Betriebsveranstaltungen 
der Fall sein, wenn diese Veranstaltungen der Förderung des Kon-
takts der Arbeitnehmer untereinander dienlich sind. 

Die lohnsteuerrechtliche Wertung derartiger Zuwendungen hängt 
nicht davon ab, ob die Vorteilsgewährung im Einzelfall üblich ist. 
Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat vielmehr in seiner bisherigen Recht-
sprechung in typisierender Gesetzesauslegung eine Freigrenze ange-
nommen, bei deren Überschreitung erst die Zuwendungen als steu-
erpfl ichtiger Arbeitslohn zu qualifi zieren sind. Die Finanzverwaltung 
legt ab Veranlagungszeitraum 2002 eine Freigrenze von 110 € je 
Veranstaltung und Teilnehmer (inklusive Familienangehörigen) zu-
grunde.

Der BFH hat mit Urteil vom 12.12.2012 entschieden, dass eine stän-
dige Anpassung des Höchstbetrags (Freigrenze) an die Geldentwer-
tung nicht Aufgabe des Gerichts sei. Nach seiner Auffassung ist 
zumindest für das Jahr 2007 noch an der Freigrenze in Höhe von 
110 € festzuhalten. Er fordert jedoch in der Entscheidung die Finanz-
verwaltung auf, „alsbald“ den Höchstbetrag auf der Grundlage von 
Erfahrungswissen neu zu bemessen. 

5. Werbungskostenabzug bei langjährigem 
Leerstand von Wohnungen 

In seinem Urteil vom 11.12.2012 hat der Bundesfi nanzhof (BFH) 
präzisiert, unter welchen Voraussetzungen Aufwendungen für lang-
jährig leer stehende Wohnimmobilien als vorab entstandene Wer-
bungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 
steuerlich abziehbar sind. 
 
In dem Verfahren ging es um zwei Wohnobjekte in einem vom 
Steuerpfl ichtigen (teilweise) selbst bewohnten, 1983 bezugsfertig 
gewordenen Haus. Eine Wohnung im ersten Obergeschoss war bis 
August 1997 vermietet; seitdem steht sie leer. Der Steuerpfl ichtige 
schaltete etwa vier Mal im Jahr Chiffreanzeigen in einer überregi-
onalen Zeitung, in denen er die Wohnung möbliert zur Anmietung 
anbot. Die Miethöhe errechnete er aus dem jeweils aktuellen Miet-
spiegel. Nach Angaben des Vermieters hätten sich bis heute keine 
„geeignet erscheinenden Mieter“ gemeldet. Ein im Dachgeschoss des 
Hauses liegendes Zimmer mit Bad war zu keinem Zeitpunkt vermie-
tet. Eine Vermietung sei auch nicht (mehr) beabsichtigt; in früheren 
Jahren habe er aber gelegentlich (erfolglos) Aushänge in der Nach-
barschaft angebracht, mit denen das Zimmer zur Anmietung ange-
boten wurde. Wegen des Leerstands machte der Steuerpfl ichtige in 
seinen Einkommensteuererklärungen Werbungskosten aus Vermie-
tung und Verpachtung geltend, die das Finanzamt unter Hinweis auf 
eine fehlende Vermietungsabsicht nicht berücksichtigte. 
 
Der BFH geht davon aus, dass es sich hier nicht um ernsthafte und 
nachhaltige Vermietungsbemühungen handelt. Eine Berücksichti-



gung der für das Dachgeschosszimmer entstandenen Aufwendungen 
komme schon deshalb nicht in Betracht, weil der Steuerpfl ichtige 
dieses Objekt gar nicht habe vermieten wollen. Aber auch die für 
die Wohnung im ersten Obergeschoss angefallenen Kosten könnten 
nicht abgezogen werden. Denn die geschalteten Zeitungsanzeigen 
seien erkennbar nicht erfolgreich gewesen. Daher hätte der Steuer-
pfl ichtige sein Verhalten anpassen und sowohl geeignetere Wege 
der Vermarktung suchen als auch seine Vermietungsbemühungen 
intensivieren müssen. Zudem sei es dem Kläger zuzumuten gewe-
sen, Zugeständnisse (etwa bei der Miethöhe oder im Hinblick auf 
die für ihn als Mieter akzeptablen Personen) zu machen. Da dies 
nicht getan wurde, ist davon auszugehen, dass der Entschluss zur 
Einkünfteerzielung aufgegeben wurde.  

Anmerkung: Die Gründe der Entscheidung geben auch Hinweise, 
wie andere Leerstandsituationen – etwa im Falle regelmäßiger, aber 
aus anderen Gründen vorübergehend erfolgloser oder nur verhal-
tener Vermietungsaktivitäten des Steuerpfl ichtigen – zu beurteilen 
sind. Daneben nimmt der BFH auch zu der Frage Stellung, wie mit 
dem langjährigen Leerstand in Gebieten mit einem strukturellen 
Überangebot von Immobilien zu verfahren ist. Denn der langjährige 
Leerstand von Wohnungen ist ein allgemeines Problem, zu dem noch 
eine Reihe von Verfahren anhängig sind. Wir werden Sie über diese 
Informationsschreiben dazu immer auf dem Laufenden halten.

6. Werbungskosten bei Abgeltungssteuer?

Das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) hat mit Urteil vom 
17.12.2012 entschieden, dass der Abzug von Werbungskosten in 
tatsächlicher Höhe bei den Einkünften aus Kapitalvermögen in den 
Fällen auf Antrag möglich ist, in denen der tarifl iche Einkommen-
steuersatz bereits unter Berücksichtigung des Sparer-Pauschbetrags 
unter dem Abgeltungssteuersatz von 25 % liegt.

In dem Verfahren machte eine Steuerpfl ichtige Werbungskosten 
geltend, die über den Sparerpauschbetrag hinausgehen. Nach Auf-
fassung des FG sei zwar im Rahmen der Abgeltungssteuer grund-
sätzlich der Abzug von Werbungskosten ausgeschlossen, die über 
den Sparerpauschbetrag von 801 € hinausgehen. Dieses absolute 
Abzugsverbot sei aber jedenfalls in den Fällen verfassungswidrig, 
in denen der tarifl iche Steuersatz bereits bei Berücksichtigung nur 
des Sparerpauschbetrags unter dem Abgeltungssteuersatz von 25 % 
liegt und tatsächlich höhere Werbungskosten angefallen sind. 

Ausdrücklich nicht entschieden hat das FG die Frage, ob der Aus-
schluss des Werbungskostenabzugs in den Fällen verfassungsmäßig 
ist, in denen der Steuersatz des Steuerpfl ichtigen höher ist als der 
Abgeltungssteuersatz von 25 %.

Anmerkung: Inwieweit dieses Urteil Bestand haben wird, kann nicht 
abgeschätzt werden. Jedenfalls wurde wegen grundsätzlicher Be-
deutung des Sachverhalts die Revision zum Bundesfi nanzhof zuge-
lassen.

7. Kosten einer Ehescheidung in vollem Umfang 
steuerlich absetzbar?

Die mit einer Ehescheidung zusammenhängenden Gerichts- und An-
waltskosten können nach Auffassung des Finanzgerichts Düsseldorf 
(FG) in vollem Umfang steuerlich geltend gemacht werden.

In dem entschiedenen Fall hatte der geschiedene Ehepartner Ge-
richts- und Anwaltskosten in Höhe von insgesamt 8.195 € für die 
Ehescheidung aufgewandt. Die Kosten betrafen auch die Aufwen-

dungen im Zusammenhang mit dem Versorgungsausgleich, dem Zu-
gewinnausgleich und dem nachehelichen Unterhalt. 

Das FG ließ die gesamten Aufwendungen als außergewöhnliche Be-
lastung steuerwirksam zum Abzug zu. Nach Auffassung der Richter 
kann eine Ehescheidung nur gerichtlich und mit Hilfe von Rechts-
anwälten erfolgen. Dabei müssen regelmäßig auch Regelungen 
zum Versorgungsausgleich, dem Zugewinn und den Unterhaltsan-
sprüchen getroffen werden. Den Kosten können sich die Ehepartner 
nicht entziehen. Dabei spielt es keine Rolle, dass Teilbereiche einer 
Scheidung nur durch Urteil, andere Teile hingegen auch durch einen 
Vergleich zwischen den Ehepartnern geregelt werden können.

Anmerkung: Die Revision zum Bundesfi nanzhof (BFH) wurde im 
Hinblick auf unterschiedliche Entscheidungen zum Abzug von Pro-
zesskosten zugelassen. Zwar hat der BFH mit Urteil vom 12.5.2011 
unter Änderung der Rechtsprechung entschieden, dass Zivilprozess-
kosten aus rechtlichen Gründen zwangsläufi g erwachsen können 
und damit als außergewöhnliche Belastungen berücksichtigungsfä-
hig sind. Mit Urteilen vom 30.5.2005 hat er aber auch entschieden, 
dass die Kosten der vermögensrechtlichen Auseinandersetzung im 
Scheidungsverfahren keine außergewöhnlichen Belastungen sind. 

8. Förderung des ehrenamtlichen Engagements 
wurde verbessert

Mit dem Gemeinnützigkeitsentbürokratisierungsgesetz will der Ge-
setzgeber das Ehrenamt stärken und Vereine, Stiftungen und andere 
gemeinnützige Organisationen von Bürokratie entlasten. Dazu wur-
den folgende Maßnahmen beschlossen:

• Die sog. „Übungsleiterpauschale“ wird von 2.100 € auf 2.400 € 
und die sog. „Ehrenamtspauschale“ von 500 € auf 720 € an-
gehoben. Diese Einnahmen sind nicht steuer- oder sozialversi-
cherungspfl ichtig. Übungsleitertätigkeiten sind nebenberufl iche 
Tätigkeiten für eine gemeinnützige Organisation oder eine juris-
tische Person des öffentlichen Rechts. Die „Ehrenamtspauscha-
le“ kann für jede Art von Tätigkeit für gemeinnützige Vereine, 
kirchliche oder öffentliche Einrichtungen in Anspruch genom-
men werden.

• Die Frist, in der steuerbegünstigte Körperschaften ihre Mittel 
verwenden müssen, ist um ein Jahr verlängert worden. Bisher 
mussten diese bis zum Ablauf des auf den Zufl uss folgenden 
Kalenderjahres erfolgen. Dies ermöglicht einen größeren und 
fl exibleren Planungszeitraum für den Einsatz der zur Verfügung 
stehenden Mittel.

• Steuerbegünstigte Organisationen können durch eine gesetzli-
che Regelung der sog. „Wiederbeschaffungsrücklage“ Mittel zu-
rücklegen, um beispielsweise einen alten Pkw durch einen neuen 
oder größeren zu ersetzen. Eine weitere große Erleichterung ist 
für die sog. freie Rücklage vorgesehen. Körperschaften können 
das nicht ausgeschöpfte Potenzial, das sie in einem Jahr in die 
freie Rücklage hätten einstellen können, in den folgenden 2 Jah-
ren ausschöpfen. 

• Im Bürgerlichen Gesetzbuch ist eine Regelung eingeführt, die 
die zivilrechtliche Haftung von Vereinsmitgliedern oder Mitglie-
dern von Vereinsorganen auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
beschränkt, wenn die Vergütung 720 € jährlich nicht übersteigt.

• Gemeinnützige Organisationen können nun andere gemeinnüt-
zige Organisationen leichter mit Kapital unterstützen, denn dies 
war bisher nur in begrenztem Umfang möglich. Die Regelung 
ermöglicht vor allem die Schaffung sog. Stiftungslehrstühle an 
Universitäten.



• Die Umsatzgrenze für sportliche Veranstaltungen wird um 
10.000 € auf 45.000 € angehoben. Veranstaltungen, die sich im 
Rahmen dieser Umsatzgrenze bewegen, sind steuerfrei.

Anmerkung: Durch die gesetzlichen Änderungen – insbesondere im 
Zusammenhang mit der Erhöhung der Ehrenamtspauschale und der 
Übungsleiterpauschale – bedürfen viele „Vereinssatzungen“ ggf. ei-
ner Anpassung. Lassen Sie sich vor der Anpassung beraten!

9. Abgrenzung von Lieferungen und sonstigen 
Leistungen bei der Abgabe von Speisen und 
Getränken

In verschiedenen Urteilen haben der Bundesfi nanzhof und der Eu-
ropäische Gerichtshof zur Abgrenzung von Lieferungen und sons-
tigen Leistungen bei der Abgabe von Speisen und Getränken Recht 
gesprochen. Nachdem dieses Thema in der Praxis zu viel Verwirrung 
geführt hat, äußert sich das Bundesfi nanzministerium (BMF) nun-
mehr in einem ausführlichen Schreiben zur Anwendung der Urteile 
wie folgt:

• Lieferungen von Speisen und Getränken unterliegen dem er-
mäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %. 

• Die Abgabe zubereiteter oder nicht zubereiteter Speisen und/
oder von Getränken zusammen mit ausreichenden unterstüt-
zenden Dienstleistungen, die deren sofortigen Verzehr ermög-
lichen, gilt als sonstige Leistung, die dem Regelsteuersatz von 
19 % unterliegt. Die Abgabe von Speisen und/oder Getränken ist 
nur eine Komponente der gesamten Leistung, bei der der Dienst-
leistungsanteil überwiegt. 

Ob der Dienstleistungsanteil qualitativ überwiegt, ist nach dem Ge-
samtbild der Verhältnisse des Umsatzes zu beurteilen. Dabei sind nur 
Dienstleistungen zu berücksichtigen, die sich von denen unterschei-
den, die notwendig mit der Vermarktung der Speisen verbunden sind. 
Solche Dienstleistungselemente bleiben bei der Prüfung unberück-
sichtigt. Ebenso sind Dienstleistungen des speiseabgebenden Unter-
nehmers oder Dritter, die in keinem Zusammenhang mit der Abgabe 
von Speisen stehen (z. B. Vergnügungsangebote in Freizeitparks, 
Leistungen eines Pfl egedienstes oder Gebäudereinigungsleistungen 
außerhalb eigenständiger Cateringverträge), nicht in die Prüfung 
einzubeziehen.

Mit der Vermarktung notwendige Elemente sind u. a.: Zubereitung 
der Speisen, Transport der Speisen und Getränke zum Ort des Ver-

zehrs, übliche Nebenleistungen (z. B. Verpacken, Beigabe von Ein-
weggeschirr oder -besteck), Bereitstellung von Papierservietten, 
Abgabe von Senf, Ketchup, Mayonnaise, Apfelmus oder ähnlicher 
Beigaben.

Nicht notwendig mit der Vermarktung von Speisen verbundene und 
damit für die Annahme einer Lieferung schädliche Dienstleistungs-
elemente sind u. a.: Bereitstellung einer die Bewirtung fördernden 
Infrastruktur, Servieren der Speisen und Getränke, Gestellung von 
Bedienungs-, Koch- oder Reinigungspersonal, Durchführung von 
Service-, Bedien- oder Spülleistungen, Nutzungsüberlassung von 
Geschirr oder Besteck, Überlassung von Mobiliar (z. B. Tischen und 
Stühlen), individuelle Beratung bei der Auswahl der Speisen und Ge-
tränke.

Anmerkung: Die Abgabe von Speisen und Getränken (mit oder ohne 
Beförderung) unterliegt stets dem ermäßigten Umsatzsteuersatz, 
wenn keine unterstützende Dienstleistung erfolgt. Ob das BMF da-
mit tatsächlich mehr Klarheit über alle in der Praxis vorkommenden 
Fälle schafft, sei dahingestellt. Betroffene Steuerpfl ichtige sollten 
sich hier ausführlich beraten lassen, um steuerliche Fehler zu ver-
meiden!

10. Novellierung der Steuer beratergebühren

Die Steuerberatergebührenverordnung wird zur Steuerberatervergü-
tungsverordnung. Ende letzten Jahres stimmte der Bundesrat – nach 
nunmehr 14 Jahren Gültigkeitsdauer – der Novellierung der Steuer-
beratergebühren zu. Die Änderungen traten am 20.12.2012 in Kraft.

Die Novelle berücksichtigt vor allem die gestiegene Preis- und Kos-
tenentwicklung bei den Steuerberaterpraxen, die u. a. auf dem ver-
stärkten und aufwendigen EDV-Einsatz beruhen. Des Weiteren fallen 
durch die immer komplizierter werdenden steuerlichen Regelungen 
umfangreichere Arbeiten auch innerhalb der bestehenden Gebüh-
rentatbestände an. Das ließ sich durch die alten Gebührensätze 
nicht mehr adäquat abbilden.

Durch die Überarbeitung werden jetzt auch neu eingeführte Steuer-
tatbestände, für die bislang keine Abrechnungsgrundlage vorhanden 
war, wie z. B. die Abrechnung für die Überwachung der Lohnsum-
me oder die Thesaurierungsrücklage sowie die Zusammenfassende 
Meldung berücksichtigt. Erhöht wurde die Zeitgebühr, die Mindest-
gegenstandswerte für die Erstellung von Steuererklärungen, die Be-
tragsrahmengebühren für die Lohnbuchführung sowie die Gebühren 
für die Aufstellung von Zwischenabschlüssen. 

Basiszinssatz: 
(in Prozent)
(§ 247 Abs. 1 BGB)

1.1. – 30.06.2002 = 2,57
1.7. – 31.12.2002 = 2,47
1.1. – 30.06.2003 = 1,97
1.7. – 31.12.2003 = 1,22
1.1. – 30.06.2004 = 1,14
1.7. – 31.12.2004 = 1,13
1.1. – 30.06.2005 = 1,21
1.7. – 31.12.2005 = 1,17

1.1. – 30.06.2006 = 1,37
1.7. – 31.12.2006 = 1,95 
1.1. – 30.06.2007 = 2,70
1.7. – 31.12.2007 = 3,19
1.1. – 30.06.2008 = 3,32
1.7. – 31.12.2008 = 3,19
1.1. – 30.06.2009 = 1,62 
1.7. - 31.12.2009 = 0,12

1.1. - 30.06.2010 = 0,12
1.7. - 31.12.2010 = 0,12
1.1. - 30.06.2011 = 0,12
1.7. - 31.12.2011 = 0,37
1.1. - 31.12.2012= 0,12
seit 1.1.2013 = - 0,13

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)
seit 1.1.2002

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Eventuelle Änderungen der Daten, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden! 
Trotz gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge kann eine Haftung für deren Inhalt nicht übernommen werden.


